Beschlussvorschlag der Fraktion Blau:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Aktionsprogramm 2007-2010 zur kommunalen Umsetzung des Europäischen Pakts für die Jugend

I. Mehr Chancen für die Jugend in_________________
Die Staaten der Europäischen Union haben einen starken demografischen Wandel zu verkraften. Keine alternde Gesellschaft kann es sich erlauben, auf die Kräfte und Ideen junger Menschen zu verzichten. Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung des Beschlusses der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union zum „Europäischen Pakt für die Jugend“, beschließt die Versammlung der Stadt ________________  daher folgendes Aktionsprogramm. 
II. Schritte zu einem jugendgerechten Arbeitsmarkt
1. Die Stadtverordnetenversammlung befürwortet einen Arbeitsmarkt mit gleichberechtigtem Zugang und strebt an, bestehende Diskriminierungen abzubauen. Insbesondere soll jungen Menschen der Einstieg in den Arbeitsmarkt erleichtert werden. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, gemeinsam mit der Agentur für Arbeit und den ortsansässigen Unternehmen ein Beratungszentrum zu etablieren, das speziell auf die Bedürfnisse junger Berufseinsteiger zugeschnitten ist.
2. Jedem Schulabgänger soll von dem Beratungszentrum ein Angebot für seine weitere berufliche Entwicklung erhalten, damit kein Jugendlicher nach der Schulzeit beschäftigungslos ist. Stadtverwaltung, Unternehmen und das Beratungszentrum verpflichten sich, dieses Ziel ist bis zum Jahr 2010 zu verwirklichen.
III. Allgemeine und berufliche Bildung, Mobilität 
1. Die Jobs der Zukunft erfordern hohe Qualifikationen. Insbesondere IT-Kenntnisse, interkulturelle Kompetenz und Management-Fähigkeiten von jungen Menschen müssen daher stärker gefördert werden. Das Schulamt wird aufgefordert, geeignete Bildungsangebote für junge Menschen in __________ zu entwickeln.
2. Die Europäische Union mit ihrem großen Binnenmarkt bietet viele Chancen, die bisher noch zu wenig genutzt werden. Die Möglichkeiten müssen viel deutlicher aufgezeigt werden. Daher wird die Stadtverwaltung aufgefordert, Programme der EU, wie z.B. den europäischen Freiwilligendienst oder Auslandspraktika, bekannter zu machen. Mit einer zentralen Anlaufstelle soll es für Jugendliche einfacher werden, diese Programme aktiv zu nutzen.
IV. Berufs- und Familienleben in Einklang bringen
1. Viele junge Frauen haben den Wunsch, Kinder zu bekommen und gleichzeitig einen Beruf auszuüben. Das geht nur, wenn ein gutes Betreuungsangebot durch Kindergärten und Schulen gewährleistet ist. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, diese Angebote auszubauen und mehr jungen Müttern die Möglichkeit zur Berufsausübung zu geben.

2. Kurz laufende Verträge, die Verbreitung von –häufig unbezahlten- Praktika und schlechte Bezahlung schrecken viele junge Menschen von der Familiengründung ab. Der Arbeitsmarkt für Berufseinsteiger wird immer unsicherer. In gemeinsamen Gesprächen zwischen der Stadt und den Unternehmen soll dieses Thema erörtert und gemeinsame Lösungen gefunden werden.
V. Aktive Bürgerschaft von Jugendlichen
1. Um die Belange von Jugendlichen in der Stadt besser berücksichtigen zu können, wird ein Jugendbeirat in _________________ eingesetzt. Dieser hat das Recht, zu jugendpolitischen Belangen in der Stadt Stellung zu nehmen und eigene Vorschläge zu unterbreiten. Der Vorsitzende des Jugendbeirats darf mindestens zwei Mal jährlich vor der Stadtverordnetenversammlung sprechen um die Anliegen der Jugendlichen in _____________ vorzutragen. 
2. Der Jugendbeirat wird von allen Einwohnern der Stadt ________________ im Alter zwischen 10 und 25 Jahren gewählt. Die Stadtverordnetenversammlung wird die Schülervertreter aller Schulen in ________________ einladen, um einen Wahlmodus und eine Geschäftsordnung für den Jugendbeirat zu beschließen.
Ergebnis der Abstimmung:
Dafür: __________________

Dagegen: ________________

Enthaltungen: ____________ 

